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ANTRAG 8 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 

 

 
 

Fahrräder, Autos, Traktoren und Maschinen halbfertig oder lange Lieferzeiten, da 
ihnen der Chip fehlt.  

Keine Farben, da der Kunststoff für die Kübel fehlt. Explosion bei den Kosten für den 
Bau von Einfamilienhäusern.  

Ein Containerschiff blockiert die wichtigste Schifffahrtsroute und die Lieferketten 
geraten ins Stottern.  

Kein Szenario aus einem Film, sondern tatsächliche wirtschaftliche Realität im  
Jahr 2021. Verlagerungen von Produktionen nach Übersee haben gezeigt wie 
angreifbar die europäische Wirtschaft ist, wenn Lieferketten unterbrochen werden.  

Ist es wirklich das gewünschte Ziel immer noch billiger zu produzieren und damit 
das wirtschaftliche System in Europa an den Abgrund zu führen? Als 
Arbeitnehmer*innen profitieren wir zwar von günstigen Preisen und Produkten, 
jedoch wurden viele Produktionen in Billiglohnländer verlagert wodurch 
Arbeitsplätze in Europa vernichtet wurden. 

Dieser Trend hat Jahrzehnte angedauert und daher wird es nicht möglich sein, das 
System in kürzester Zeit umzudrehen. Wichtig wäre jedoch nachzudenken, welche 
Produktionen für Europa und die Wirtschaft von wichtiger Bedeutung sind, um damit 
aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen. Österreich zeigt es am Beispiel einer 
Chipfabrik in Villach vor, dass man Produktionen in diesem Bereich wieder 
ansiedeln kann.  

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, Maßnahmen zu 
setzen für die Rückholung von Produktionen nach Österreich bzw. Europa, 
um damit die Abhängigkeit von Produkten und Produktionsstätten aus dem 
fernen Osten bzw. außerhalb von Europa einzudämmen. 

 

NÖAAB-FCG - AK Fraktion  

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 00432742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcg-fraktion@aknoe.at 

Versorgungssicherheit, Wertschöpfung und 

Produktion in Europa sicherstellen 



 

ANTRAG 9 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 
 

 

 
 

Die sogenannte kalte Progression entsteht, wenn Steuerstufen nicht an die Inflation 
angepasst werden und Steuerpflichtige bei stagnierenden Realeinkommen in 
höhere Steuerstufen geraten, die für ihre Einkommenskategorie gar nicht gedacht 
sind. Diese Tatsache spült der Finanz Milliarden in die Kassen. 

Trotz einer Erhöhung des Einkommens sinkt die Kaufkraft. 

Damit eine künftige Steuerentlastung nicht nach drei, vier Jahren ihre Wirkung 
verliert und die Beschäftigten die Entlastung über die schleichende kalte 
Progression wieder an den Staat zurückzahlen müssen, fordern wir ein System der 
Anpassung der Steuertarife an die kalte Progression. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, die Vollversammlung der Arbeiterkammer 
Niederösterreich möge den Gesetzgeber auffordern, die kalte Progression 
abzuschaffen, damit Arbeitnehmer/innen nach Lohnerhöhungen mehr Netto 
vom Brutto bleibt. 

 

 

NÖAAB-FCG - AK Fraktion  

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 00432742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcg-fraktion@aknoe.at 

Steuersystem anpassen an die  

kalte Progression 



 

ANTRAG 10 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 
 

 

 
 

Rund 4,4 Mio. Österreicher und Österreicherinnen, der Großteil der unselbständig 
und auch der selbständigen Erwerbstätigen sind mittlerweile im System der 
Mitarbeitervorsorgekasse („Abfertigung NEU“). 

Aufgrund der geringeren Renditenentwicklung der Abfertigungskassen in den 
vergangenen Jahren ist klar, dass man unter den prognostizierten Summen liegt. 
2002 kalkulierten Bundesregierung und Sozialpartner, dass nach 40 Arbeitsjahren 
ein Jahresgehalt an „Abfertigung Neu“ ausbezahlt wird. 

Die Realität sieht anders aus. Aus derzeit 5 Jahren Einzahlung resultiert im Schnitt 
ein Monatsgehalt an Abfertigung. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, die 
Arbeitgeber*innenbeiträge im Rahmen der Mitarbeitervorsorgekasse 
(„Abfertigung NEU“) von 1,53 % auf 2,5 % zu erhöhen. 

 

 

NÖAAB-FCG - AK Fraktion  

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 00432742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcg-fraktion@aknoe.at 

Mitarbeitervorsorgekasse („Abfertigung NEU“) -  

Beiträge von 1,53 % auf 2,5 % erhöhen 

 



 

ANTRAG 12 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 
 

 

 
 

Der Schutz unserer Umwelt und unseres Naturraumes ist eine große 
Verantwortung, die wir gegenüber der nächsten Generation haben. 

Umweltschutz umfasst viele Detailbereiche. Abfallwirtschaft und 
Ressourcenmanagement, Abwasserreinigung, Trinkwasserversorgung, 
Luftreinhaltung, Tier- und Pflanzenschutz sowie Klimaschutz fallen darunter. Und 
gerade dem Klimaschutz kam in den vergangenen Jahren eine zentrale Bedeutung 
zu. 

Die Veränderung unseres Klimas und deren Auswirkungen auf alle Bereiche unserer 
Gesellschaft betreffen alle Aspekte unseres Lebens, unseres Wohnbereichs, 
unserer Arbeit in unserer Gemeinde und in der ganzen Welt. Der Klimawandel stellt 
uns vor eine der größten Herausforderungen unserer Generation. 

Wir bekennt uns zu einer nachhaltigen Umweltpolitik mit Hausverstand. Ökosoziales 
Handeln ermöglicht wirtschaftliche Nachhaltigkeit, verbessert die Lebensqualität, 
verringert die Belastung durch Schadstoffe und Lärm, erhält biologische Vielfalt und 
baut erneuerbare Energie aus. Nicht zuletzt schafft ökosoziales Handeln auch 
Arbeitsplätze. 

Europa möchte bis 2050 keine Treibhausgase mehr ausstoßen. Das Jahr 2030 ist 
dabei ein wichtiges Datum, weil dann die ersten wichtigen Meilensteine erreicht sein 
müssen – 60 Prozent weniger Treibhausgase, verglichen mit dem Jahr 1990.  

Die Klimaziele und den Strukturwandel will die Europäische Union mit dem Green 
Deal meistern. Dafür werden Österreich 3,5 Milliarden Euro, für ein geplantes Paket 
- das 4,5 Milliarden kosten soll - zur Verfügung gestellt.  

Österreich muss so rasch als möglich den Strukturwandel beginnen in dem 

Technologien und Infrastrukturen, erneuerbarer Energie, thermische Sanierung und 
energietechnische Umrüstung gezielt gefördert und weiterentwickelt werden 

 

 

Green Deal –  

neue Antworten für Österreichs Umwelt 

 



neue grüne Arbeitsplätze in den Bereichen Wasserstoff und Kreislaufwirtschaft 
geschaffen werden 

Anreizsysteme für den Umstieg auf den öffentlichen Verkehr geschaffen werden 

im Wohnbau ökologische Vorteile wie etwa eine Fassadenbegrünung genützt 
werden 

eine ökosoziale Steuerreform umgesetzt wird, die ihren Namen auch tatsächlich 
verdient. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, die Vollversammlung der Arbeiterkammer 
Niederösterreich möge die Bundesregierung auffordern, ein wirtschafts-, 
industrie- und arbeitsmarktpolitisches Programm umzusetzen mit dem es 
gelingt die Klimaziele und den Strukturwandel bis 2030 mit Hilfe des Green 
Deal zu meistern. 

 

 

NÖAAB-FCG - AK Fraktion  

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 00432742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcg-fraktion@aknoe.at 



 
 
 
 
 

 

 

 
Antrag 6 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 6. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 11.11. 2021 

Für eine klimagerechte und soziökonomische Zukunft 

 

Am 9. August 2021 veröffentlichte der Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) 

seinen Bericht der Arbeitsgruppe I des 6. Sachstandsbericht, der den naturwissenschaftlichen 

Kenntnisstand darstellt. Der IPCC gilt dabei als „Goldstandard“ der Klimaforschung. Seine 

Sachstandsberichte gelten innerhalb der Wissenschaft als glaubwürdigste und fundierteste 

Darstellung des naturwissenschaftlichen, technischen und sozioökonomischen 

Forschungsstandes über das Klima. Die Schlussfolgerungen werden weltweit von den großen 

wissenschaftlichen Gesellschaften mit einschlägiger fachlicher Kompetenz bestätigt und 

bekräftigt. (6. Sachstandsbericht: 

https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg1/downloads/report/IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf) 

 

Die naturwissenschaftlichen Fakten 

Der Bericht unterstreicht den menschlichen Einfluss auf das Klima. So sei es „eindeutig, dass 

der Einfluss des Menschen die Atmosphäre, den Ozean und die Landflächen erwärmt hat.“ 

Zudem wirkt sich der vom Menschen verursachte Klimawandel „bereits auf viele Wetter-und 

Klimaextreme in allen Regionen der Welt aus. Seit dem Fünften Sachstandsbericht gibt es 

stärkere Belege für beobachtete Veränderungen von Extremen wie Hitzewellen, 

Starkniederschlägen, Dürren und tropischen Wirbelstürmen sowie insbesondere für deren 

Zuordnung zum Einfluss des Menschen“, so die Hauptaussagen aus dem Bericht. (zitiert nach: 

Sechster IPCC-Sachstandsbericht (AR6)Beitrag von Arbeitsgruppe I: Naturwissenschaftliche 

Grundlagen – Hauptaussagen, https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_AR6-

WGI.pdf) 

Der Bericht der Arbeitsgruppe I behandelt auch die möglichen „Klimazukünfte“. So 

unterstreicht der Bericht in aller Deutlichkeit, dass eine globale Erwärmung von 1,5°C und 2°C 

im Laufe des 21. Jahrhundert überschritten wird, „es sei denn, es erfolgen in den kommenden 

Jahrzehnten drastische Reduktionen der CO2-und anderer Treibhausgasemissionen.“ Aus 

naturwissenschaftlicher Sicht erfordert die Begrenzung des stattfinden Klimawandel auf ein 

https://www.ipcc.ch/report/ar6/wg1/downloads/report/IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf
https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_AR6-WGI.pdf
https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_AR6-WGI.pdf


bestimmtes Niveau, „eine Begrenzung der kumulativen CO2-Emissionen, wobei zumindest netto 

Null CO2-Emissionen erreicht werden müssen“. Dabei führen Szenarien mit niedrigen oder sehr 

niedrigen Treibhausgasemissionen, „innerhalb von Jahren zu erkennbaren Auswirkungen auf 

die Treibhausgaskonzentrationen“. (zitiert nach: Sechster IPCC-Sachstandsbericht (AR6)Beitrag 

von Arbeitsgruppe I: Naturwissenschaftliche Grundlagen – Hauptaussagen, https://www.de-

ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_AR6-WGI.pdf) 

 

Ökonomische, soziale und gesellschaftliche Zukunftsszenarien 

Die erwähnten Szenarien bis zum Jahr 2100 sind einerseits die sogenannten RCP-Szenarien 

(Representative Concentration Pathways), die die physikalischen Grundlagen festlegen, mit 

denen bestimmte Klimaziele (wie das 1,5°C oder 2°C-Ziel) erreichbar wären. Das ist vor allem 

der Strahlungsantrieb, ein Maß für die Änderung der Energiebilanz der Erde. Die Begründung 

für diese RCP-Szenarien werden durch die SSP-Szenarien (Shared Socioeconomic Pathways) 

geliefert, die die wichtigsten sozioökonomischen, demographischen, technologischen, 

politischen, institutionellen und Lebensstil-Trends beschreiben. 

Die wissenschaftlichen Grundlagen und Facharbeiten zu den SSP-Szenarien sind in der „SSP-

Datenbank“ des Internationale Institut für Angewandte Systemanalyse (IIASA) nachzulesen. 

(https://tntcat.iiasa.ac.at/SspDb/dsd?Action=htmlpage&page=80) Das IIASA ist ein unabhängiges 

internationales Forschungsinstitut mit seinem Sitz in Laxenburg bei Wien und war maßgeblich 

an der Erstellung der SSP-Szenarien mitbeteiligt.  

 

Die sozioökonomischen Szenarien in Deutsch zusammengefasst: 

 SSP1: Der nachhaltige und grüne Weg (im Original: green Road). - Die Welt beschreitet 

allmählich einen nachhaltigen Pfad. Die globalen Gemeinschaftsgüter werden wichtig 

genommen und bewahrt, die Grenzen der Natur werden respektiert. Statt 

Wirtschaftswachstum steht zunehmend das menschliche Wohlbefinden im Fokus. Die 

Einkommensungleichheiten zwischen den Staaten und innerhalb der Staaten werden 

reduziert. Der Konsum orientiert sich an einem geringen Material- und Energieverbrauch. 

 SSP2: Der mittlere Weg. - Die bisherige Entwicklung setzt sich in die Zukunft fort. Die 

Entwicklungen beim Einkommen in den einzelnen Ländern gehen weit auseinander. Es gibt 

zwar eine gewisse Zusammenarbeit zwischen den Staaten, die jedoch nur geringfügig 

weiterentwickelt wird. Das globale Bevölkerungswachstum ist moderat und schwächt sich 

in der zweiten Jahrhunderthälfte ab. Umweltsysteme erfahren eine gewisse 

Verschlechterung. 

 SSP3: Regionale Rivalitäten. - Eine Wiederbelebung des Nationalismus und regionale 

Konflikte rücken globale Themen in den Hintergrund. Die Politik orientiert sich zunehmend 

an nationalen und regionalen Sicherheitsfragen. Investitionen in Bildung und 

technologische Entwicklung nehmen ab. Ungleichheiten nehmen zu. In einigen Regionen 

kommt es zu starken Umweltzerstörungen. 

https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_AR6-WGI.pdf
https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_AR6-WGI.pdf
https://tntcat.iiasa.ac.at/SspDb/dsd?Action=htmlpage&page=80


 SSP4: Ungleichheit. - Die Kluft zwischen entwickelten Gesellschaften, die auch global 

kooperieren, und solchen, die auf einer niedrigen Stufe der Entwicklung mit niedrigem 

Einkommen und geringem Bildungsstand verharren, nimmt weiter zu. In einigen Regionen 

ist Umweltpolitik bei lokalen Problemen erfolgreich, in anderen nicht. 

 SSP5: Die fossile Entwicklung. - Die globalen Märkte sind zunehmend integriert, mit der 

Folge von Innovationen und technologischem Fortschritt. Die soziale und ökonomische 

Entwicklung basiert jedoch auf der verstärkten Ausbeutung der fossilen 

Brennstoffressourcen mit einem hohen Kohleanteil und einem energieintensiven Lebensstil 

weltweit. Die Weltwirtschaft wächst und lokale Umweltprobleme wie die 

Luftverschmutzung werden erfolgreich bekämpft. 

(zitiert nach dem „Bildungswiki Klimawandel“, ein Kooperationsprojekt zwischen dem 

Deutschen Bildungsserver und dem Climate Service Center, das vom Bundesministerium für 

Bildung und Forschung am Helmholtz-Zentrum Geesthacht eingerichtet wurde, 

https://wiki.bildungsserver.de/klimawandel/index.php/SSP-Szenarien) 

 

Was führt aus dieser Misere:  

Die FachexpertInnen des IPCC prognostizierten für ihren Bericht nun anhand dieser SSP-

Szenarien, die weitere Entwicklung des Klimas bis zum Jahr 2100 und sind zu dem Schluss 

gekommen, dass nur ein Szenario bzw. zwei Varianten eines Szenarios, die Erderwärmung 

unter 2°C begrenzen können. Das sind das Szenario SSP1-1.9 bzw. SSP1-2.6 – also das Szenario 

SSP1. Die Zahl dahinter ist der jeweilige „Strahlungsantrieb“. SSP1-1.9 beschreibt damit im 

Sinne des SSP1-Szenario etwas ambitioniertere Klimaschutzmaßnahmen als SSP1-2.6. 

Konkret wird im Bericht festgestellt: „Based on the assessment of multiple lines of evidence, 
global warming of 2°C, relative to 1850–1900, would be exceeded during the 21st century under 
the high and very high GHG emissions scenarios considered in this report (SSP3-7.0 and SSP5-
8.5, respectively). Global warming of 2°C would extremely likely be exceeded in the 
intermediate scenario (SSP2-4.5). Under the very low and low GHG emissions scenarios, global 
warming of 2°C is extremely unlikely to be exceeded (SSP1-1.9), or unlikely to be exceeded 
(SSP1-2.6)25. Crossing the 2°C global warming level in the mid-term period (2041–2060) is very 
likely to occur under the very high GHG emissions scenario (SSP5-8.5), likely to occur under the 
high GHG emissions scenario (SSP3-7.0), and more likely than not to occur in the intermediate 
GHG emissions scenario (SSP2-4.5)“ 
(6. Sachstandsbericht des IPCC, Bericht der Arbeitsgruppe I, Seite SPM-18) 

Die Temperatur von 2°C wird also in den Szenarien mit hohen Treibhausgasemissionen 

überschritten (SSP3-7.0 bzw. SSP5-8.5), aber bei den Szenarien mit niedrigen 

Treibhausgasemissionen ist ein Überschreiten der 2°C unwahrscheinlich. Im Bericht der 

Arbeitsgruppe I des 6. Sachstandsberichts des IPCC sind dazu zwei aufschlussreiche Grafiken zu 

finden: 

https://wiki.bildungsserver.de/klimawandel/index.php/SSP-Szenarien


 

 

(Grafiken aus dem 6. Sachstandsbericht des IPCC, Bericht der Arbeitsgruppe I, Seite SPM-16 

und SPM-18) 

Die Vollversammlung der AK NÖ möge daher beschließen:  

Die Arbeiterkammer NÖ bekräftigt im Sinne ihres bisherigen Einsatzes für eine sozial 

gerechte Welt, in vollkommener Übereinstimmung mit dem 6. Sachstandsbericht des 

Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) und dem daraus erarbeitenden 

naturwissenschaftlichen Kenntnisstand, sich auf allen Ebenen ihrer Tätigkeit, für eine Welt 

einzusetzen, die allmählich einen nachhaltigen Pfad beschreitet. In der die globalen 

Gemeinschaftsgüter wichtig genommen und bewahrt und in der die Grenzen der Natur 

respektiert werden. Eine Welt in der statt Wirtschaftswachstum zunehmend das menschliche 

Wohlbefinden im Fokus steht. In der Einkommensungleichheiten zwischen den Staaten und 

innerhalb der Staaten reduziert werden und in der sich der Konsum an einem geringen 

Material- und Energieverbrauch orientiert.  

 



 
 





ANTRAG 4 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 

 

 

Jeder Mensch soll arbeiten dürfen, so gut er kann. Er soll selbst Geld verdienen 
können, ohne einer bestimmten Grenze die sagt, ab welcher Beeinträchtigung 
jemand nicht arbeiten kann. Dazu brauchen wir Arbeitsplätze für Menschen mit 
Behinderungen.  

23.000 Menschen arbeiten nach wie vor in Werkstätten und bekommen ein 
Taschengeld. Menschen mit intellektuellen Behinderungen sollen nicht wie Kinder 
behandelt werden. Sie sind erwachsene Bürgerinnen und Bürger. Sie wollen und 
können ihre Rechte und Pflichten wahrnehmen. Damit die Person selbstbestimmt 
entscheiden und leben kann, ist eine Existenzsicherung zu gewährleisten, die diese 
Abhängigkeiten abbaut.  

Gerade das Einkommen zur Bestreitung des Lebensunterhalts durch einen 
Erwerbslohn oder durch eine Grundsicherung in geeigneter Höhe muss für 
Menschen mit Behinderungen abgesichert sein. Dies sollte durch eine 
individualisierte Entscheidung über die Arbeitsfähigkeit sowie über die notwendige 
Unterstützung geschehen.  

Die NÖAAB-FCG AK-Fraktion stellt in der Vollversammlung der 
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, gesetzliche 
Verankerungen zu schaffen für: 

o die arbeits-, sozialversicherungsrechtliche- und gehaltsrechtliche 

Gleichstellung von Menschen in Tages- und Beschäftigungsstrukturen 

mit Arbeitnehmer*innen, 

o personenzentrierte, bedarfsgerechte, gesetzlich sowie finanziell 

gesichertere Dienstleistungen, 

o klare Förderstrukturen und einfachen Zugang zu Förderungen für 

Betriebe, 

o die Möglichkeit, in das Arbeitsleben einzutreten mit der Sicherheit, dass 

bei Wegfall eines Einkommens aus Arbeit die Rückkehr in die Leistungen 

der Behindertenhilfe gewährleistet ist. 
 
 

NÖAAB-FCG - AK Fraktion  

3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 00432742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcg-fraktion@aknoe.at 

Gehalt statt Taschengeld –  

Existenzsicherung gewährleisten! 
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ANTRAG 11 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 
 

 

 
 

Als „wettbewerbsverzerrend“ und „zum Schaden für die Arbeitnehmer*innen sieht 
man die zunehmend problematische Entwicklung im Ärztesektor. 

Die steigende Zahl an Wahlärzten bei gleichzeitig sinkendem Interesse an 
Kassenverträgen bedroht die für alle leistbare ärztliche Versorgung im 
niedergelassenen Bereich. Wahlärzte mit eigener Praxis müssen in die Pflicht 
genommen werden – sie müssen einen versorgungswirksamen Beitrag leisten. 

Um das zu erreichen ist eine Systemänderung notwendig. Wahlärzte sollen auch 
Versorgungssaufgaben übernehmen, die Vertragsärzte zu erbringen haben. Dazu 
gehören Mindestöffnungszeiten ebenso wie Nacht-, Bereitschafts- und 
Wochenenddienste, oder die kostengünstige Erbringung von wichtigen 
Sachleistungen. „Der aktuell ungleiche Wettbewerb setzt sich bei der Tarifgestaltung 
fort. Diese sind bei den Wahlärzten frei, während Vertragsärzte an den Tarif der 
Krankenversicherungsträger gebunden sind. Es darf nicht sein, dass eine Gruppe 
wenig zur Versorgungssicherheit beiträgt und dafür auch noch eine ganze Reihe 
von Vorteilen genießt. 

Diese Entwicklung im Ärztebereich ist zum Schaden der arbeitenden Menschen.  

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der Vollversammlung der 
XVI. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, umgehend tätig 
zu werden und gleiche Rahmenbedingungen für Wahl- und Vertragsärzte zu 
schaffen. 

 
 

NÖAAB-FCG - AK Fraktion  
3100 St. Pölten, AK-Platz 1 

Telefon: 00432742 20204/21528, E-Mail: noeaab-fcg-fraktion@aknoe.at 

Eine Systemänderung bei Vertrags- und 

Wahlärzten ist notwendig 

 



 

 

Antrag 3 
 
der AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
 
zur 6. Vollversammlung der 16. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 11.11. 2021 

Anerkennung von Covid 19 als Berufskrankheit in allen Unternehmen 

Die Vollversammlung der AK NÖ spricht sich dafür aus, dass die Liste der Berufskrankheiten (BK) nach 

§ 177 ASVG bzw. Anlage 1 insofern ergänzt wird, als die unter Nummer 38 angeführte BK 

Infektionskrankheiten in ihrem Geltungsbereich auf alle Unternehmen ausgeweitet wird. 

Begründung: Die derzeit noch immer grassierende Covid-19-Pandemie hat gezeigt, dass das 

Gefährdungspotenzial durch Infektion mit dem Corona-Virus und darauf folgende Erkrankung an Covid-

19 bzw. Long-Covid in allen beruflichen Bereichen existiert. Dies zeigt auch die Diskussion um die 

Ausdehnung der 3G Regeln auf alle Berufsbereiche. Somit sind die meisten beruflichen Bereiche nicht 

im Geltungsbereich der Berufskrankheiten erfasst. Damit sind ArbeitnehmerInnen, die infolge ihrer 

beruflichen Tätigkeit an Covid-19 und Long-Covid erkrankt sind, vom Geltungsbereich und den damit 

verbundenen Unterstützungen ausgeschlossen. 
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ANTRAG 1 
 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 6. AKNÖ Kammer-Vollversammlung der XVI. Funktionsperiode 

am 11. November 2021 
 
 

 

 
 

Die erste und wichtigste Gemeinschaft für Menschen ist die Familie. Sie ist das 
Wichtigste im persönlichen Werdegang eines Menschen und das Wichtigste für ein 
Land, um die Zukunft zu sichern.  

Familie ist Ort prägender Ersterfahrungen und verdient die bestmögliche 
Unterstützung der Politik und geeignete Rahmenbedingungen. Diese sollen den 
Menschen ermöglichen, ihr Familienleben so zu gestalten, wie es ihren Wünschen 
entspricht. Familienfreundlichkeit ist nicht nur eine Frage von sozialer 
Verantwortung, sondern von elementarer Bedeutung für den Wirtschafts-, Lebens- 
und Zukunftsstandort. Zur Förderung von Familien dienen die vielfältigen und im 
internationalen Vergleich sehr großzügigen Familienleistungen. Diese konnten in 
Österreich in den letzten Jahren weiterentwickelt und ausgebaut werden. Diesen 
Weg gilt es fortzusetzen. Um die Vereinbarkeit von Familien und Beruf zu 
verbessern, braucht es einen adäquaten und flächendeckenden Ausbau von 
Kinderbetreuung mit bedarfsgerechten Öffnungszeiten auch für Kleinkinder. 
Besonders für die Randzeiten, Abende, Wochenenden, Feiertage, Ferienzeiten und 
dergleichen hat sich das System der Tageseltern bewährt. 

 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der Vollversammlung der  
XVI. Funktionsperiode der   Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, die Möglichkeit 
der Betreuung weiter auszubauen und zu forcieren. 

 

Flächendeckender und adäquater Ausbau von 

Kinderbetreuung 

 


